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Amtlicher Dell .
Llucdt von iAntersu <Dungsgekangenen

aus dem Amtsgekängnis Lreidurg .
" In L>en letzten Tagen ging durch die Zeitungen die

Rachricht , daß aus dem 'Amtsgefängnis Hetzelstrabe in Frci -
buvg zwei ausländische Silberschmuggler entwichen seien. Die
Untersuchung dieser Angelegenheit hatte zur Folge, daß der
Aufseher, dem die Überwachung dieser Gefangenen oblag,
wegen dringenden Verdachts der Begünstigung ihrer Flucht
verhaftet wurde. Die Bekanntgabe von Einzelheiten über
die bisher getroffenen Feststellungen kann zurzeit nicht ohne
Gefährdung des Unttzxsuchungsßwecks erfolgen .

Gberscklesien
und der Völkerbund.

Die bedauerliche neue Verschleppung der Entscheidung »n
her oberschlesischen Frage und die dadurch bedingte Verlänge¬
rung der Ungewißheit und Unsicherheit der Lage bedeutet eine
neue Enttäuschung für Deutschland , insbesondere für die
weit überwiegende Mehrzahl der Bevölkerung Oberschlesiens
selbst, die, gestützt auf das Abstimmungsergebnis und ihr
gutes Recht, von der Entschließung des Obersten Rats die
endgültige Belastung bei Deutschland und das Ende ihrer
jetzigen Leiden erwartet hatte . In den führenden Organen
aller Parteien kommt diese Enttäuschung lebhaft zum Aus¬
druck , wenngleich die Meinungen über die praktische Bedeu¬
tung dieses einstweiligen Ergebnisses für die endliche Rege¬
lung der Frage der Zuteilung zum Teil ouseinandergehen .
Bemerkenswerte Betrachtungen über die mutmaßlichen Wir »
Ikungen des Konserenzb-eschlustes — in dem u . a . -auch die
„Deutsche Allgemeine Zeitung " ein wertvolles Bekenntnis
prblickt , daß die oberschlesische Angelegenheit nicht eine
deutsche Frage , sondern darüber hinaus eine europäische und.
damit eine Frage der ganzen Welt ist —, bringt die „Franks .
Ztg .

" in ihrem SamstagÄbendblatt . ES hetzt darin :
„Der gestrige Beschluß, des Oberste » Rates hat in Deutsch¬

land sehr gemischte Gefühle ausgelöjt . Der erste auf einer
irreführenden Meldung beruhende Eindruck konnte nieder¬
schmetternd sein . Denn die Anrufung des Wlkertzundsrats
bedeute «ins alle Fälle eine Bierschleppung der endgültigen
«Grenzfestsetzung in Oberschlesien. Dann schien es, als ob die
Entscheidung dem Schiedsspruch des Völkerbundsrats anheim -
aegoben sei, einer Instanz also, von deren richterlicher Weis¬
heit und Gerechtigkeit das deutsche Wolk bis jetzt keine Be¬
weise erhalten hatte . Die genaueren Nachrichten über die
Vorgänge in Paris verschieben das Bild wesentlich. Es han¬
delt sich zunächst nur darum , vom Völlerbundsrat sozusagen
die »guten Dienste" zu erbitten , die eines der diplomatischen
Hilfsmittel zur Vermeidung von harten Konflikten sind . Nun
beschränkt -sich die erbetene Hilfeleistung des Völkerbunds -
rates in ihrer Wirkung nicht auf eine solche Vermittlung . Da
Herr Briand wie Lloyd George , Monome und Hayashh er¬
klärten , sich dem .Gutachten " des Vollerbundsrates zu un¬
terwerfen , so gewinnt dieses Gutachten doch den Ehastakter
«eines Schiedsspruchs. Das ist sehr wichtig für die Brhfand-

^ jung «der Angelegenheit tm BölkepbNnsdschr-te selbst . Der Rat
«Übernimmt eine Verantwortung . Wir könnten ihm auch
mit dem Mißtrauen begegnen , das er bisher bei uns erzeugt

- hat . Aber die letzten Ereignisse im Obersten Rat lassen die
Lage doch günstiger erscheinen. «Lloyd George hat ausdrück¬
lich festgestellt , daß die Meinungsverschiedenheit nicht Zwi¬
schen Frankreich -und England «besteht, sondern daß England ,
Italien und Japan geschlossen «egen Frankreich aufgetreten
«sind .

Diese Jsolierzung der Franzosen ist eine wichtige Tatsache,
die unterstrichen wird dadurch, daß sie auch in der Öffent¬
lichkeit und in der Presse der ganzen Welt deutlich hervor¬
tritt . Wir haben in den letzten Tagen wiederholt ausgeführt ,
daß die zähe und überlistige Taktik Griands dem moralischen
Prestige Frankreichs nicht gut bekommt. Es handelt sich hier
zwar nur um die sogenannten Imponderabilien , aber sie sind
eben doch da, und die Realpolitik hat gelernt , mit ihrem
unmeßbaren Gewichte zu rechnen. Diese Wirkungen wer¬
den sich umso sicherer eiüstcllen, als . eS immer deutlicher
wird , aus welchen Interessen heraus Frankreich in Ober -
schlesien- so hartnäckig auf seinen Absichten besteht. Das nicht
Mehr »vjegziuleugnende G-chieiichrbkqmmlen mit Polst» Ft Ä

're
eigentliche Triebkraft . Damit fallen alle Phrasen - der fran¬
zösischen Regierung , die bisher immer beteuerte , sie wolle

- in Oberschlesien nur nach Gerechtigkeit im Sinne des Frie -
densvertrags entscheiden. Wo soll das freie , gerechte Urteil
Herkommen , wenn der Richter sich im voraus einer der Par¬
ten » gegenüber zu einem günstigen Spruch verpflichtet
Hai ?

, Das französisch - polnische Abkommen hat jedenfalls keine
rechtliche Kraft , wenn es sich um den Vertrag von Versailles
handelt . Die verschiedenen Sonderverträge der europäischen
Alliierten aus der Kriegszeit haben ebenfalls nicht Stand ge¬
halten vor den eigentlichen Friedensverträgen . Wilson hat sich
in keiner Weise daran gebunden gefühlt . Genau so liegen die
Dinge hier. Es kommt noch hinzu , daß der Völkerbundsrat
sich überhaupt nicht um dies französisch-polnische Abkommen
S» kümmern hat . Denn nach Artikel 1« der Bölkecbundsakte
»st kein Vertrag und keine internationale Abmachung rcchts-
drrKindlich, die nicht vom Sekretariat des Völkerbunds einge-
»^agrn nnd veröffentlicht worden ist. Frankreich und Polen
haben sich sogar eines Vergehens gegen diesen Artikel schuldig
»»macht, da sie das Abkommen nicht anmeldeten . Von Paris
wurde allerdings schon vor einiger Zeit gemeldet, die Mma -
wungen mit Polen wären privater Natur . Es wurde weiter
»»lagt, sie seien noch nicht ratifiziert . Das mag , wenn es zu.

trifft , formal den französischen Standpunkt etwas verbessern,
substanziell jedoch nicht . Denn die ganze französische Politik
war doch so geführt, als ob diese Verträge voll in Kraft stün¬
den. Daß sie wirtschaftlichen Charatkers find, verstärkt nur
ihren nackten Egoismus . Sie zeigen, daß die offizielle franzö¬
sische Politik von! kapitalistischen Sonderintereffen beeinflußt
war . Die französischen Interessenten «beteilige» sich an der
Ausbeutung der Kohlenlager von Pleß und Rhbnik, ferner an
den Unternehmungen im oberschlesischen Jndustriebezirk , wenn
die Polen die Oberhoheit auf diesen Gebieten erlangen . Diese
Abmachungen sind verknüpft mit der Zulassung französischen
Kapitals in den galizischen Petroleumfeldern unter der Vor¬
aussetzung, daß Pole« in Oberschlrsieu die gewünschtenGebiete
erhält . Diese Bindungen erklären mehr alz genug . Sie wer¬
den auch nicht mehr ernsthaft geleugnet, so wenig wie der
fl, «relative poütische Vertrag nach dem sich Polen zur Ans»
rechtrrhaltung, einer bestimmte« Truppenmacht verpflichtet.

Herr Briand hat in Paris den taktischen Erfolg einer Ver¬
tagung der Entscheidung erlangt . Auch die Truppenverstär -
kungcn in Oberschlesien find ihm zugestanden worden . Aber
Was bedeutet das gegenüber dem großen strategische» Zuge
Lloyd Georges , der in der Heranziehung des Völkerbundes
zum Ausdruck kommt ! Auf jeden Fall sind die bisherigen
französischen Zugeständnisse in der Grenzregulierung nicht
mehr zurüchunehmen . Bon Korfanth -Linien kann keine Rede
mehr sein . Zur Entscheidung steht bloß — ganz genaue Ein¬
zelheiten sind nicht offiziell bekannt gegeben worden — die
Teilung des Jndustriebezirks - und wie es scheint , nur in der
östlichen Hälfte . Ohne der deutschen Forderung auf volle Ge-
rechtigkeit Eintrag zu tun, kann und muß man anerkennen , daß
hier wesentliche Positionen bereits gewonnen sind . Das hat
der Zweikampf zwilchen London und Paris gesichert. Der
Völkerbundsrat kann auf keinen Fall dahinter zurückgehen.
Er ist allerdings nicht gebunden, die englische These voll anzu -
erkennen. Aber er wird auch trotz aller politischen Spannun¬
gen im eigenen Busen , die einen Ausgleich suchen , sich nie
auf die franzsische Seite stellen können.

Die Anrufung des Völkerbundes kann nun noch weitere
Folgen haben . Der Rat dürfte in der Auslegung seines Man¬
dates ziemlich freie Hand haben. Er kann das Prozeßverfah¬
ren erweitern und Deutschland und Pole« als interessierte
Länder anhören. Er muß es nicht tun , er kann sich auf eine
selbständige gutachtliche Meinungsäußerung beschränken. Die
von der Pariser Presse aufgeworfene Frage nach der Zustän¬
digkeit des Völkerbundsrotes , die teilweise geleugnet wird , be¬
antwortet sich von selbst . Nach dem Versailler Vertrag steht
die Grenzfestsetzung in Oberschlesien den alliierten und asso¬
ziierten Hauptmächten zu . Was sie als ihren Beschluß ver¬
künden, hat vertragliche Rechtskraft- und es ist gleichgültig, auf
welchem Wege sie zu ihrem Beschlüsse gekommen sind . Daran
ändert auch der Umstand nichts, daß durch die vorherige Unter ,
werfung des Obersten Rates unter die Entscheidung des Völ¬
kerbundsrates diesem die Verantwortung für die materielle
Lösung zufallen wird.

Die Anrufung des Völkerbundes war in erster Linie ein
Auskunftsmittel , um den offenen Bruch zwischen England und
Frankreich zu vermeiden. Die Vermeidung des Bruches ist
das kleinere von den beiden Übeln . Das ist zweifellos . Denn
die andere Möglichkeit , die dauernde Uneinigkeit der beiden
Mächte, hätte die oberschlesische Frage endlos vertagt und da-
mit eine örtliche und allgemeinpolitische Gefahrenzone von
unübersehbarer Ausdehnung geschaffen .

"

Politische Neuigkeiten .
Aukbebung der wirtsckaM <Den

Sanktionen .
* Der Oberste Rat hat laut Havas in seiner Samstag -

Nachmiltagssitzung beschlösse», die wirtschaftlichen L-rnktioneu
unter dem Vorbehalt aufzuheben, daß Deutschland am
31 . August seine Verpflichtungen erfüllt , d. h. eine Milliarde
Goldmark bezahlt , gemäß der Forderung des Ultimatums
von London . Nach einer Rede des Ministerpräsidenten ist
beschlossen worden, vorerst die militärischen Sanktionen aUt¬
recht - « erhalte ».

Eine weitere amtliche HavaSmeldung besagt unterm 13 . :
Der Oberste Mat ist heute morgen lOHÜ Uhr zusammen -

getreten . Briand führte den Vorsitz . Bei Beginn der Sitzung
teilte Briand dem Obersten Rat den Text eines «Brieses mit ,
-der an dieldentsche und an die polnische Regierung gerichtet wird
und in dem diese gebeten werden, ihre in OLerschkes -ra ach»
süffigen StchatSangehörig« , zzcr Ruhe aufzjufoch -ern .

Dir Oberste Kat beschäftigte «sich sodann mit der Frage
der Kricgsbeschiijdigten und beschloß, daß jedes Land zwei
Richter benennen soll, welche den Sitzungen des Leipziger
Weichsgerichtshofes beizuwohnen haben . Diese werden eine
Kommission bilden, die mit der Prüfung der in Leipzig ge¬
fällten Urteile beauftragt wird und die einen Bericht darüber
dem Obersten Rat zu erstatten hat .

Weiter wurde die Frage einer Hilfsaktion für Rußland
besprochen. Es wurde beschlossen, daß der Oberste Rat auch
tu dieser Frage eine Kommission bilde. Sie hat die Auf¬
gabe, mit den Mitgliedern des Noten Kreuzes und dem
amerikanischen Komitee sowie mit anderen Wohltätigkeitsin -
stitutioncn zusammen zu arbeiten , um zu einem günstigen
Ergebnis der Hilfe für das hungernde Rußland ' zu ge¬
langen .

Weiter befaßte sich der Oberste Rat mit der Hilfsaktion für
Österreich. Der amerikanische Oberst Harveh erklärte dem
Obersten Rat , daß im amerikanischen Parlament schon ein
Gesetzentwurf eingebracht worden wäre , damit Österreich ge¬

holfen würde . Der Oberste Rat nahm alsdann einen Rest»,
lutionSvorschlag an . der den Wunsch ausspricht, daß Ost« «
reich die vom Obersten Rat gewährte finanzielle Hilfe Ln
schnell wie möglich erhalte .

Die letzte Fragen die den Obersten Rat beschäftigte, bezieh!
sich auf die Frage der Aeron-qvtik und die EntwsaffnunU
Deutschlands . Marschall Foch erklärte , daß die Kontrolle
vollständig erhalten bleiben müsse . Die englisch » Dhef«, hjL
entgegengesetzt ist, wünscht dse Rchdch-eruns der KcktttroL.
kommandoS « itd verlangt außerdem , daß »sie ZftntisAkqmnüs»
sion , deren Sitz in Berlin ist, nach einer Anderen deutschst «
Stocht verlegt wird , damit Zwischenfälle mit der deutsche«
Bevölkerung nicht mehr Vorkommen . Die «Belgier , Italiener
und Japaner schlossen sich der These des Marschall Fach an ,
jedoch mit dem Worbehalt der Verlegung der Zentralkon -
trvllko-mmislsion . Die Sitzung wurde um 1 Uhr 3V Min .
mittags unterbrochen , um um 3 Uhr fortgesetzt zu werden .

über die «Samstag Rachmittagssitzung des Obersten StateH
verbreitet die Havas -Agentur folgenden Bericht:

Der Rat prüft folgende Fragen :
L Kosten der Besatzungsarm« . Die Finanzsachverstäcioi.

gen wiese» darauf hin, daß die Kesatzungskosten zu hoch
seien . Lorh Lurzo « erklärte , daß dies aus den zu hohen
Efs -ektib-beständen hrrrühre . Der Rat tvar in seiner Ge .
samtheit der Meinung , daß eS sich nicht um eine Frage der
Effektivbestände , sondern um die Kosten der Einheit handle ,die zu hoch seien. Der italienische Finanzminister Solert
Wies darauf hin , daß die ZivilkommissionenKr kostspielig seien,
Briand und Jnspar stimmten dieser Wemevkung zu . Der Rat
beschloß , prüfen zu lassen : 1. Dst Flage der Befatznngs-
kostpu per Einheit uns, 2. hitz Fsta/ge der Kosten der Zivil ,
kommissioryen . Diese Fragen sollen -durch eine Kommission
gstpffüfv iftech-en, sdsie konkrete Vorschläge vor hem 1. Novqmber
gnachen soll .

2. Sanktionen . Louchrpr erläuterte die Frage und er¬
innerte an die Erklärung vom, 9 . «März 1921, nach der Deutsch¬
land die Entwaffnung , die Reparation und die Frage der
Kriegsbeschuldigten erledigen müsse, um die Aufhebung der
Zwangsmaßnahmen zu erreichen. Er erklärte , daß die Ent¬
waffnungsforderung nicht erfüllt sei, so in der Frage der
Rekrutierung in Oberschlesien . Er erinnerte an die . . par¬
teiischen" Urteile des Leipziger Gerichtshofes. Bei der Frage
der «Reparationen erklärte er, daß verschiedentlich von
Deutschland Schwierigkeiten gemacht worden seien, um sich
der vollkommenen Ausführung des Vertrages zu widersehen .
Immerhin erkannte er an , daß der Beginn der Ausführung
erkennbar sei und daß die deutsche Regierung den gutem Wik-
len- zu haben - scheine , ihre -Verpflichtungen zu erfüllen . Er
schlug daher die Aufhebung der wirtschaftlichen SankMaeic
vor , allerdings unter zwei Vorbehalten :

1. daß mn HerMsafle , dem 31 . August, am -dem Delutschlasid
eine Milliarde Goldmark zahlen solle, We AHlung geleistet
fei ;

2 . daß die deutsche Regierung die Maßnahmen , die schon
-zwischen ihr «und der fyauzSsischen Regferschng besprochen -
worden seien, ergreif« um die systematische Verweigerung her
Einsuhrerksnbvifle für alliierte Erzeugnisse in die besäten
Gebiete abzustellen .

Dagegen sollen die militärischen Sanktionen Veibrtzalü :»
werden . Lord kurzen nahm in der Frage der Sanktionen
einen anderen Standpunkt ein, die Sanktionen müßten in
ihrer Gesamtheit aufgehoben werden, da Deutschland da»
Ultimatum der Alliierten angenommen Hobe. Lord Eurzon
versicherte, daß die Haltung Deutschlands korrekt gewesen sei
in «her Fstqge der Enttssafsssung, der Reparation ufnb der
Kriegsbeschuldigtr » (da ja Urteile erfolgt seien ) . Die Sank¬
tionen kosteten sehr viel. Ae seien für pc»s putsche Ratiot -
nalgesühl chusreizend . Und schließlich müsse man dem Kabi¬
nett Wirth helfen, das seinen guten Willen bewiesen habe.
Zum Schluß ersuchte Lord Curzon den Ratz den sukzessivem
Alchgn her militärischen Sanktionen ins Auge zu fassen .

Brhanh legte dar , daß die französische Regierung durchaus -
nicht den Wunsch habe, auf un-beschräntte Dauer die mili¬
tärische Besetzung Düsseidorfs, Rnhrorts undDuisbuegö .«uf -c
rechtzuerhalten . Im Gegenteil , sie wünsche, scLald wie mög¬
lich die Besahungstruppen zurückzuziehen zu können, und
wenn es die Umstände erlaubt hätten , würde sie dazu die
Initiative ergriffen haben . Zur Rechtfertigung der gegen¬
wärtigen Haltung der französischen Regierung in diesec
Frage erinnerte Briand an die Umstände, unter denen die
Sanktionen beschlossen wurden . Die Alliierten hätten j,ch .
darüber Rechenschaft gegeben, daß der Versailler Vertrag nie
von Deutschland ausgeführt würde, wenn keine Sanktionen
ergriffen würden , um cs dazu zu zwingen. Als diese Sank¬
tionen angenommen worden seien , habe der Oberste Rat
ausdrücklich erklärt , daß sie erst aufgehoben würden , wenn
sie gu einer zufriedenstellenden Regelung in der Frage der
Reparation , den Entwaffnung und der Bestrafung der Schul¬
digen geführt hätten . Dieser Text sei von Llovd George
selbst festgestcllt worden . Als sich die Miierten im Mai über¬
zeugt hätten , daß Deutschland fortfahre , die Zahlung der
Reparationen zu verweigern , habe Frankreich vorgeschlagen,
die San -ktionen durch Besetzung des Nuhrgebietes zu der
schärfen . Es sei unzweifelhaft, daß die deutsche öffentliche
Meinung in ihrer Gesamtheit noch nicht «begriffen habe , daß
der Krieg von den Alliierten gewonnen worden sei. Eine
Demonstration der Macht sei nötig, um die Ausführung der
Bedingungen in der Reparationssache zu erreichen. Die
Wirkung der Mobilisierung einer Jahresklasse in Frankreich
sei eine sofortige gewesen . Dr . Simons sei zurückgetreten
und durch Dr . Wirth ersetzt worden, der sich bemühe , lotßiä
die Verpflichtungen seiner Rcgkprnng zft rrsüllrn . Die ener¬
gische Haltung Frankreichs und seiner Miierten hätten sc>-
fcrt ein günstiges Ergebnis erzielt . Sie Sanktionen bildeten
nach Ansicht der französischen Regierung kein Ziel , und wenn
ave Ergebnisse , wegen deren sie im März ergriffen worden
seien , erzielt wären , würde Frankreich von selbst die Auf -



Hebung der militärischen wie auch der wirtschaftlichen Sank¬
tionen Vorschlägen .

Wenn in den letzten Tagen die Politik der deutschen Regie¬
rung sich geändert habe, so komme das daher, weil die Deut¬
schen glaubten , das; zwischen den Alliierten nicht mehr derselbe
Zusammenhalt bestehe wie im März , als die Sanktionen er¬
griffen wurden , und im Mai , als die Besetzung des Ruhrge .
bietes einstimmig ins Auge gefaßt wurde . Keinesfalls könn¬
ten die Alliierten vergessen , daß es in Deutschland störende
Elemente gebe . In 15 Tagen hatten die Deutschen ein Heer
Von 400M Minn wieder ausgestellt, das reichlich mit Kriegs¬
material versehen gewesen sei . Es bestehe daher die große Ge.
fahr , das Kabinett Wirth könne durch ein reaktionäres Kabi¬
nett gestürzt werden. Unter diesen Umständen würde die vor¬
zeitige Aufhebung der Sanktionen nicht eine Besänftigung ,
sondern eine Verschärfung der Beziehungen zwischen Frank¬
reich und Deutschland herbeiführen , und die Alliierten wären
gegenüber dem schlechten Willen der neuen Lenker des Reiches
entwaffnet . Frankreich habe keinen Hintergedanken . Seit
zwei Jahren erwarte das französische Volk gerechte Reparatio¬
nen . Das französische Volk würde es nicht verstehen, daß am
Tage , nachdem seine Gerichtsbeamten in Leipzig beleidigt
wurden seien , die deutsche Regierung die Aufhebung der Sank¬
tionen erreichen würde . In Berücksichtigung der Tatsache
jedoch, daß die deutsch« Regierung sich in gewissem Umfange
bemüht habe, ihren Verpflichtungen vom Mai nachzukommen,
schlage die französische Regierung selbst die Aufhebung der
wirtschaftlichen Sanktionen unter den von Loucheur angegebe-
nen Bedingungen vor. Mas die militärischen Sanktionen an¬
betreffe , so sei die Stunde noch nicht gekommen , sie aufzu¬
heben. Sie werde bald kommen , wenn Deutschland seinen
Verpflichtungen in der Reparationsfrage nachkomme und
Wenn es die Arbeit der mit der Entwaffnung betrauten Kom¬
mission erleichtere. Die Frage der Aufhebung der militäri¬
schen Sanktionen müsse bei der nächsten Tagung des Obersten
Rates wieder ausgenommen werden.

Rach der Rede Briands schloß sich der Oberste Rat seiner
Ansicht an und beschloß :

1 . die militärischen Sanktionen beizubehalten ;
2 . die wirtschaftlichen Sanktionen vom 16. September ab

»ufzuhrben unter folgenden Bedingungen :
») Am 31 . August muß die Milliarde Goldmark vollständig

von Deutschland bezahlt sein .
d) Es wird eine interalliierte Organisation gebildet zur

Überwachung der Erteilung der Einfuhrerkaubnisse für Er¬
zeugnisse, die nach dem Rheinland gehen . Andererseits wird
die Kommission in KMenz ein Übergangsregime für das In¬
krafttreten der oben genannten Maßnahmen ausarbeiten .

Dann einigte man sich über eine Entschließung betr . der in
Deutschland bestehenden Kontrollkommissionen. Es wurde be¬
schlossen, diese Kommissionen beizubehalten. Gemäß dem Vor¬
schläge des Märschalls Foch wurde ihre progressive Berminde .
rung ins Auge gefaßt. Der Sitz der Luftschiffahrts -Kontroll -
kommissionen wird von dem interalliierten militärischen Aus¬
schuß in Versailles bestimmt.

Auf Antrag Briands und mit Zustimmung sämtlicher Mit¬
glieder nahm der Oberste Rat dann noch nachstehende Ent¬
schließung an :

Bei Beendigung seiner Arbeiten bestätigte der Oberst« Rat
abermals seinen Willen , ein reges Einvernehmen zwischen de»
Alliierten aufrecht zu erhalten . -Er hält dies mehr als je un¬
umgänglich nötig für den Frieden der Welt.

Um 8.52 Uhr abends wurde die Tagung des Obersten Rates
geschloffen.

Der diplomatische Berichterstatter der „ Chicago Tribüne ",
Henry Wales , glaubt zu wissen, daß Anfang September in Lon»
twn eine neue Tagung des Obersten Rates stattfinden werde. BiS
dahin würden einige der eingesetzten Ausschüsse zur Bericht-
erstattung bereit sein . Auf dieser Tagung wird die Rückfüh .
rung der französischen Truppen aus dem Abschnitt Düsseldorf
besprochen werden. »

Bus der Debatte über dir KriegSbeschuldigten bringt daS
französische Bureau noch folgende Details : Der englisches Ge-
neralstaatsanwalt ei lavierte seine Eindrücke über die re : ,chie.
denen englischen Fälle und über die in Leipzig gefällten Ur¬
teile, Es gebe drei Möglichkeiten : 1 . Man könne neue Fälle
dem Leipziger Gericht vorlegen ; 2 . man könne auf den Frie¬
densvertrag znrückgreifcn und die Auslieferung verlangen ;
8. jeder könne in seinem Land die deutschen Kriegsbeschädig¬
ten ebenso aburteilen lassen . Außer einem Falle hätte Eng¬
land keine Klage gegen den Leidiger Gerichtshof vorzubringen .

Der belgische Minister des Äußeren , Jasper , erläuterte
kurz, daß der einzige Fall , der von Belgien, dem Leipziger Ge¬
richt unterbreitet wurde , der Fall Ramdohr , in Belgien große
Erregung hervorgerufen habe. Die Berichte der belgischen
Delegierten lauteten außerordentlich ungünstig . Nach der An¬
klage des Staatsanwalts , wie nach der Zeugenvernehmung
hätte man allgemein die Verurteilung erwarten können. Jas¬
per kritisierte scharf den Freispruch. Das belgische Parlament
habe sich mit der Angelegenheit beschäftigt und beschlossen, den
Fall Ramdohr dem Obersten Rat vorzulegen.

Briand sprach über die von Frankreich dem Leipziger Ge¬
richtshof unterbreiteten Fälle und schlug vor, der englische
Generalstaatsanwalt und hohe französische , belgische und ita¬
lienische Justizbeamte sollten dsie bisher abgeurteilten Fälle
prüfen und dem Obersten Rat einen Bericht vorlegrn . Der
Oberste Rat soll sich dann darüber aussprechen. Die betreffen¬
den Beamten sollten gleichzeitig beauftragt werden, Anord¬
nungen über die künftig einzuschlagende Haltung zu geben.
Inzwischen wird, wie die Agence Havas weiter berichtet, dem
Leipziger Gerichtshof von den Alliierten kein weiterer Fall
dorgelegt werden und die Alliierten werden gegen die erfolgten
Urteile keinen Protest erheben .

Die Note des Obersten « ats
an Deutscbland.

Der Oberste Rat übersandte am Samstag abend dem deut¬
schen Geschäftsträger in Paris nachstehendes, von Briand ge¬
zeichnetes Schreiben :

„ Herr Geschäftsträger ! In Anbetracht der Schwierigkeit,
welche die Festsetzung der Grenze zwischen Deutschland und
Polen in Oberschlesien bietet, vertagte der Oberste Rat die
Entscheidung, welche ihm in dieser Hinsicht gemäß Art . 88 des
Vertrages von Versailles obliegt. Der Oberste Rat ist sicher,
daß die Bevölkerung Oberschlesiens die Gesinnung zu würdigen
wissen wird, die ihn dazu geführt hat , eine überstürzte Lösung
abzulehnen . Im übrigen wird nichts unterlassen werden, da.
mit dieser Aufschub so kurz wie möglich ist . Der Oberste Rat
rechnet fest darauf , daß die deutsche Regierung ihrerseits das
deutsche Volk ausfordern wird, bis zur endgültigen Entscheidung
die größte Ruhe bewahren und daß sie gleichzeitig ihren ganzen
unmittelbaren und mittelbaren Einfluß auf die Bevölkerung
Oberschlesiensausüben wird, damit diese die Autorität der inter .
alliierten Kommission achtet . Der Oberste Rat lenkt insbe¬

sondere die Aufmerksamkeit der deutschen Regierung auf die
schwere Verantwortung , die sie auf sich laden würde , wenn sie
es unterlassen sollte , auf ihrem Gebiete, insbesondere an den
Grenzen Oberschlesiens, die geeigneten Maßnahmen zu tref¬
fen, um jeden Versuch zu verhindern, der darauf abzielt , Un¬
ruhen in den : Abstimmungsgebiet zu fördern , oder wenn sie
nicht jede Zufuhr von Waffen und Munition und jeden Über¬
tritt von Banden oder Bewaffneten streng unterbindet .

"
Das W.T .-B . bemerkt dazu : Die Note des Obersten Rates

stellt leider fest, daß die Entscheidung über Oberschlesien erneut
verschoben wird . Mas die Erinahnnng an die deutsche Regie,
rung anbelangt , so ist diese bekanntlich stets bemüht gewesen ,
die Ruhe in Oberschlestrn zu wahren . Lediglich durch polnische
Umtriebe und Gewalttaten ist die Ruhe in Oberschlrsirn gestört
worden.

Das 1Kei <Dskabinett
trat am Samstag mittag 12 Uhr unter dem Vorsitz des Reichs¬
präsidenten zusammen, um die in der oberschlesischen Frage
durch Anrufung des BölkerbundSrateS entstandene Lage zu
besprechen . Nach der Aussprache trat das Kabinett in die Er¬
ledigung der laufenden Tagesordnung ein.

Die Beschlüsse der Linanzkonkerenz.
Die interalliierte Finanzkonferenz hat ihre Arbeiten mit der

Unterzeichnung eines Protokolls abgeschlossen, das von den
Vertretern Frankreichs und Japans unter Vorbehalt der An¬
erkennung durch ihre Regierungen angenommen wurde und in
großen Umrissen besagt :

Die erste von Deutschland gezahlte Milliarde wird teilweise
verwendet zur Deckung der Kosten der englischen Besatzungs-
armee , teils zur Bezahlung der festgelegten Anteile der belgi -
schrn Priorität . Um seinen Alliierten Erleichterungen zu ge¬
währen und als Konzessionen für die Ansprüche aus den von
ISIS übernommenen Verpflichtungen soll Belgien die Regelung
seiner Priorität auf die deutschen Zahlungen bis zum 31 . Au¬
gust 1W2 erstrecken und sich im Prinzip verpflichten, nicht
den Gegenwert der Lieferungen in natura an die anderen
Mächte vom 1 . Mai 1921 ab zu fordern . Dadurch erhalten die
Mächte, die auch weiterhin normale Lieferungen in natura
empfangen , die Gewißheit, daß sie an die Reparationskaffe
keine Rückzahlungen zu leisten haben . Ferner wird dadurch
ermöglicht, daß bis zum August 1S22 Verteilungen der bis
dahin gemachten Barzahlungen an die verschiedenen für die
Reparationen in Frage kommenden Mächte erfolgen können.
Es wurde vereinbart , daß die gesamten Kohlrnlieferungen
Deutschlands über Rotterdam oder Antwerpen bis zum 31 . Au-
gusd 1921, die zum Exportpreis der englischen Kohke verrechnet
Wurden, zum deutschen Inlandspreis ! angerechnet werden.
Diese Entscheidung bedeutet für Frankreich gegenwärtig einen
Vorteil von 14V Millionen Goldmark.

Die Modalitäten der Rückzahlung der belgischen Kriegsschuld,
d. h . der von ihm während des Krieges von Frankreich, Eng¬
land und Amerika erlangten Vorschüsse, wurde derart geregelt,
daß keine fühlbare Vermindung des Anteils Frankreichs an
den deutschen Zahlungen im Laufe des ersten Jahres erfolgt .
Der noch festzustellende Wert der Saarkohlen soll Frankreich
auf die Zahlungen vor dem 1 . Mai 1S21 angrrechnet werden.
Der Wert , den diese Gruben darstelleni, und die Lieferungen in
natura seitens Deutschland, übersteigen die Gesamttosten
Frankreichs für die Unterhaltung seiner Befatzungsarmee . Der
Überschuß wird von der Reparationskommission in einem Zeit¬
raum von 5 Fahren vom 1 . November 1922 ab berücksichtigt , d . h.
von dem Zeitpunkt, wo die belgische Priorität wahrscheinlich
bezahlt fein wird und infolgedessen die Verrechnung des ge¬
samten Überschusses auf den Anteil Frankreichs an den deut¬
schen Zahlungen ohne Schwierigkeiten vorgenommen werden
kann.

Gutschreibungen kür ausgettekerte
deutsche Scdikke ?

* Der diplomatische Berichterstatter der „Chicago Tribüne ",
Henry Wales , teilt lt . W. T . --B . aus der Schlußsitzung tzeS
Obersten Rates noch mit, eS sei angekündigt worden, Alliierte ,
die von Deutschland auf Grund des Versailler Friedensver¬
trages ausgelieferte Schiffe erhalten haben, sollen dieselben
Deutschland mit 2V Pfund Sterling pro Tonne gutfchreiben.
Da in amerikanischen Häfen 600 000 Tonnen deutscher Schiffe
beschlagnahmt worden sind , würden die Bereinigten Staaten
Deutschland ungefähr 600 Millionen Dollar gutschreiben müs¬
sen , für den Fall , daß von Deutschland in dem Sonderfrie¬
densvertrag zwischen Washington und Berlin Reparationen
verlangt würden .

Die neuen Vermögensabgaben .
Jin Reichskabinett beraten ustd genehmigt sind bisher die

Entwürfe eines Bermögenszuwachssteuergesetzes und eines
Gesetzes über die Abgabe vom Vermögenszuwachs aus der
Nachkriegszeit.

1 . Das Bermögenssteuergesetz, das an die Stelle des Reichs¬
notopfers treten soll, soviel von letzterein der beschleunigt zu
entrichtende Teil übrigläht , will alle neugebildeten Vermögen
erfassen und dadurch, daß der Vermögenswert jeweils für drei
Jahre (Veranlagungszeitraum ) festgestellt wird, zum ersten-
male auf Grund des Vermögensstandes vom 31 . 12. 22, die un¬
gleichmäßigen Wirkungen des Reichsnotopfers, das nach feiner
Anlage der fortschreitenden Geldentwertung und dem Wechsel
des Wertstaixdes nicht folgen konnte, auszugleichen suchen . Für
die Zeit vom 1 . 4 . 2g bis 1 . 4. 38, in der ein Zuschlag zum
Steuertarif (s. unten ) erhoben wird , sollen besondere Bewer¬
tungsgrundsätze (aufzustellen vom Reichsfinanzminister nach
Anhörung des Reichsrats und «der berufenen Vertreter der Ar¬
beitgeber und Arbeitnehmer ) gelten, die dem Wertstand der
Mark Rechnung tragen und auf Gewinn und Umsatz Rücksicht
nehmen . Als Unterlage für die Ermittluicg des steuerbaren
Vermögens der Unternehmungen soll der Gesamtwert der Ak¬
tien , Anteilscheine und Schuldverschreibungen, berechnet nach
dem mittleren Börsenkurse der der Veranlagung vorangegan¬
genen drei Geschäftsjahre, dienen können.

Der Steuertarif läßt die Vermögen bis zu 50 000 M . frei»
da sie bereits das Notopfer voll entrichtet haben . Die Sätze
der laufenden Vermögenssteuer , die von 0,05 bis zu 1 Prvz .
aufsteigt, sind für die physischen Personen : für die ersten
50 000 M . des steuerlichen Vermögens 4L v. T . ; für die folgen¬
den 100 OVO M . 1 v. T . ; für die folgenden 150 000 . M . 14L ;
für die folgenden 200 000 M . 2 ; für die folgenden 250 000 M.
3 v . T . Nach der ersten Million folgen zwei Staffeln von je
500 000 M ., nächste Staffel 1 Million M ., dann 2 Millionen
Mark , dann 5 Millionen M ., dann 10 Millionen M . In jeder
dieser Staffeln erhöht sich der Steuersatz um 1 v. T . Für die
Beträge über 20 Millionen M . beträgt der Steuersatz 10 v . T.

, Das finanzielle Schwergewicht der Vorlage liegt in dem Zu¬
schlag von 300 Proz . für die Physischen Personen , der auf die
Dauer von 15 Iahten an die Stelle des ssortfalleAden Rot¬

opfers treten soll. Für die Erwerbgesellschaften beträgt ditSteuer 1HH v. T ., der Zuschlag 150 Proz . der Vermögenssteuer ,Als Betriebsvermögen soll der Aktienbesitz behandelt werden,wenn dem Anteilinhäber mehr als 5 Prozent der Anteile zu-
ftehen und er den Geschäftsbetrieb mitleitet , was stet» ange¬nommen wird, wenn dem Anteilinhaber mehr als 20 Proz .der Anteile zustehen. Ferner gilt das dem Betriebe der Land¬
aber Forstwirtschaft dienende Vermögen als Betriebsvermögen .Zum steuerbaren Vermögen gehören auch die dem Pridaige -
brauch dienenden Fahrzeuge und Pferde . Steuerliche Bevor-
zugungen sind vorgesehen für Kleinrentner bis 350 000 M.
Vermögen und 14 000 M . Einkommen, sowie für Besitzer von
Vermögen, die den Betrag von 50 000 M . nur wenig über-
schreiten. Die Steuer einschließlich Zuschlag beträgt z. B . bet
100 000 M . Vermögen 300 M . (von den ersten 50 000 M . — V-i
v. T . -st 300 Proz . Zuschlag — 100 M ., von den zweiten 50 000
Mark 1 v . T . st- 300 Proz . Zuschlag — 200 M ., zusammen 300>
Mark ), Lei 1 Million M . 8500 M .. bei 10 Millionen M . Per - .
mögen 266 500 M.

2. BermögrnSzuwachssteurrgrfrtz. Nach dem geltenden , auch»
dem Jahre 1913 stammenden Besitzsteuergesetz sind abgabefrei
Vermögen von 20 000 M „ Zuwachs von 10 000 M . ; Steuersatz
0-5 bis zu 1,50 Prcq . ( bei Zuwachs von 1 Mill . M .) , Zuschlag
von 0,1 bis 1 Proz . des Zuwachses, so daß der Höchstsatz 2,0
Proz . beträgt . Rach dem Entwurf find steuerfrei 100 OVO M-
Vermügcn . 25 000 M . Zuwachs ; Steuersatz für die erstem
100 OVO M . Zuwachs 1 Proz ., Höchstsatz 10 Proz . (bei Zuwach-
über 6 Mill . M .) . Die Steuer beträgt z . B . bei 100000 M.
Zuwachs 1000 M . , bei 1 Mill . M . Zuwachs 3V 000 M . Erst
malig steuerpflichtig nach den neuen Sähen soll entsprechend
der neuen Vermögenssteuer , mit der die Vermögen^ uwachs-
steuer die gleichzeitige Veranlagung , die gleiche Vermögens -
grundkage und die Vermögensbewertung nach den gleichest
Grundsätzen gemein hat, der in der Zeit vom 1 . Januar 1923
bis 31 . Dezember 1025 entstandene Vermögenszuwachs sein.
Anfangsvermögen das Vermögen nach dem Stande vom 31 .
DezernLer 1922 . Der in der Zeit vom 30. Juni 1919 bis 81.
Dezember 1921 entstandene Zuwachs soll durch die Nachkriegs¬
gewinnsteuer ( s. Nr . 3) erfaßt tverden. Künftig sollen auch
zur Vermögenszuwachssteuer alle Vermögensgegenstände ein.
schließlich des Betriebsvermögens und der Grundstücke mit deist
gemeinen Werte bewertet werden. Nicht unter die Bcrniö ,
genzuwachssteuer fallen Erbschaften und Schenkungen, diq
bereits der Erbschaftssteuer mit ihren stark progressiven Sät¬
zen unterliegt .

Mit den neuen Stenern unter Nr . 1 und 2 ist die Besitz¬
belastung abgeschlossen : Reichseinkommensteuer der Einzel¬
personen : Grund -, Gebäude-, Gewerbe- und Kapitalertrag¬
steuer ; Mjcperschaftssteuer (weitere Vorausbelastung des Ein ,
kommens ans Beteiligungen an Erwerbsgesellschaften) ; diq
neue lqufende Vermögenssteuer mit dem Zuschlag auf 15s
Jahre ; die Vermögenszuwachssteuer.

3. Die Nachkriegsgrwinnstruer (Abgabe vom Vermögenszu -
wachs aus der Nachkriegszeit) bringt eine neue Zuwachsabgabq
ähnlich der Kriegsabgabe vom Vermögenszuwachs, aber mit
geringeren Steuersätzen , da die hohen Sätze dieser Steuey
Kapitalflucht sowie Verschwendungssucht und unproduktiv -
Wirtschaftsführung usw. zur Folge gehabt haben . Erster?
Veranlagungszeitraum : 30. Juni 1919 (Anfangsvermöge »7
bis 30. Juni 1921 ( Endvermögen) ; bei Betrieben Ende deS
Wirtschaftsjahres , das zwischen 30 . Juni und 31 . Dezember?
1961 liegt . Zum Endvermögen treten hinzu die im Veranla -
gungszeitvaum angeschafften Luxusgegenstände, deren Preis !
100000 M ., Möbel und Hausrat , deren Vreis 200000 M,
übersteigt. Abgabepflichtig ist der in der Nachkriegszeit ent¬
standene Vermögenszuwachs, soweit er 100000 M . übersteigt ,und soweit das Endvermögen 200 000 M . übersteigt . Dem¬
gemäß ist z. B. auch abgabefrei, wer am 30 . Juni 1919 nichts!
besaß und seitdem ein Vermögen bis zu 200 000 M . erwarbest
hat . Bon dem Anfangsvermögen ist zuerst die Kriegsaibgabq
vom Vermögenszuwachs abzuziehen.

Der Steuersatz beträgt für die ersten 100 000 M . des abgabe¬
pflichtigen Zuwachses 5 Proz ., für die folgenden 200000 M,
10 Proz ., für die folgenden 300 000 M . 15 Proz ., für die fol¬
genden 400000 M . 20 Proz ., für die folgende 1 Mill . M<26 Proz ., für die Zuwachsbeträge über 2 Mill . M . 30 Proz .
des Zuwachses, d. i . z . B . bei 300 000 M . Vermögenszuwachs
66 000 M , Lei 1 Mill . M . Zuwachs 150 000 M . Für die Be¬
wertung des Vermögens sind Wertpapiere (Kurswert ) und da-
umlaufende Betriebskapital mit dem gemeinen Werte , daS
Grundvermögen und das stehende Betriebskapital nach Wahl
des Steuerpflichtigen mit dem gemeinen Weite oder mit best
Gestehungskosten einzusetzen . Der Reichsfinanzminister kann
bestimmen, daß der nach der Steuererklärung zu zahlende Ab¬
gabebetrag gleichzeitig mit der Steuererklärung , unbeschadetder endgültigen Festsetzung durch den Steuerbescheid, einzu¬
zahlen ist . Im übrigen ist die erste Hälfte der Abgabe binnen!
3 Monaten , die andere binnen 6 Monaten nach Zustellungdes Steuerbescheids zu entrichten.

Gegen die Entwertung der Mark .
Die „Times " schreibt zu dem erneuten Fallen der Mark !,

eine Erklärung für den augenblicklichen Tiefstand der Marl
sei wahrscheinlich in den Reparationszahlungen zu suchen . Wie
bekannt, müsse Deutschland innerhalb des nächsten Monat -
der Reparationskommission Zahlungen leisten. Die Tatsache
habe vielleicht zu Spekulationen in Mark ermutigt . Es sei?
nötig, um die Wirkung der Reparationszahlungen auf die
Währung zu verhindern , daß von Zeit zu Zeit Bsrkrhrungest
getroffen werden, um Deutschland mit dem nötigen Krejdit zst
versehen, damit dieses Land inehr Zeit erhalte , um Devisen
zu erwerben , in denen die Bezahlung durch die Reparations¬
kommission gefordert werde. Diesbezügliche Vorkehrungen
seien bereits einmal getroffen worden. Auch für den augen¬
blicklichen Stand feien Verschlage für die Beschaffung von Kre¬
diten für Deutschland gefordert worden . Die Verhandlungen
darüber seien jedoch noch nicht beendet. Die „Times " erklärt
ferner , solange Deutschland ein Budgetdefizit habe, solange e-
gezwungen sei, die Notenpreffe in Anspruch zu nehmen und
solange es seine weiteren Reparationszahlungen nicht durchs
Steuern decken könne , müsse die Mark weiter entwertet werden,
(Nach einer Havasmeldung haben die Mitglieder der Finanz -
konserenz beschlossen, alle erforderlichen Maßnahmen zu er¬
greifen , um in den Wechselkursen stärkere Schwankungen zu
vermeiden, die durch die Operationen Deutschlands zur Be¬
schaffung ausländischer Devisen, die es an die alliierten Mächte ?
abgeben muß , hervorgernfen werden könnten .)

Androhung eines landwirtschattttcken
Liekerungsstreiks .

In der Franks . Ztg .
" lesen wir folgendes : >

Der ReichSlandbund» die bekannte Organisation der Groß¬
agrarier , die den Bund der Landwirte in sich aufgenommest
hat , versendet ein Runsdschreiben an die ihm angsschlosseuest
Organisationen , worin er eine Mitteilung macht von best
Plänen des Brandenbuvgischen Landbundes , z»rr Abwehr Pe-
neuen Steuerpliine der Rehchsrjvg»erung in einen Liefgrnsgs -
strrik rinzgilret««. Er fügt die zu diesem Zwecke ergangenes



« ^ N,iluna «n L« Anmtinstnahme bei, mit Le» « « Herren,
Ä ^ alle R . Rahmen der Gesetze liegenden Abwehrmaßnah .

m« , erwogen werden müßten , darunter auch als Letzt ^ der
L ^ diw«rtEtttche Lieferstpetk „«egen den » ernschtungspksin
L -HÄs - rg'wx des f-indftch « . AmSlaZ» »" , wom. t often-

har die Reichsregierung gemeint ,st. Diese Anweis .rngen
^um Lieferungsstreik sind ungefähr das Brutalste , was uns

je vor Augen, gekommen ist. ES heißt darin u . a . :

Der Streik erstreckt sich grundsätzlichauf - «e >» ndwikt .
« daftlichen PrstdÄte . Am wirksamsten ,st der Milchstreek, der
577, ersten Tage restlos erzwungen werden mutz . In jedem
» reise besteht eine Streikleitung aus vier Personen , in ledem
« e-irk ein StreikauSschuh aus zwei ortseingesessenen Land»
« irten , denen eine Kontrollkommission von vier handfeste «»
»neraifchrn Männern beizugeben ist, welche die Durchführung
erzwingen . In jedem Ort Streikobmann mit Streikposten -
Srutws, der die Durchführung kontrolliert und notwendigen -
falls erzwingt . Jeder Kreis ist durch Streikposten abzusper -
ren Keinerlei landwirtschaftliche Erzeugnisse herauslafsen .
Bahnhof absperren gegen jede Lieferung aus Kreis . Zug -
Kontrolle auf Durchgangsstationen . Wagen mit landwirt¬
schaftlichen Erzeugnissen erhalten Bewachung. Absperrung
»on Kornhäusern , Mühlen , Produktelager «». Alle Städte im
Kreis zunächst absperren , bis ihre Solidarität mit Landwirt¬
schaft gesichert . Dann reichliche Belieferung an ein zuver¬
lässiges Komitee in der Stadt . Wenn Landarbeiter Streik
Sabotieren, Zuweisung von Hilfe für Streikleitung . Soweit
möglich, muß Besitzer in kritischer Zeit zwei Lohnarten flüssig
halten . Bei längerer Streikdauer Lohnzahlung in Naturalien
Reichlich. Vorteilhafte Abschlüsse bzw. Lieferungen , um den
Landwirt für den während des Streikes entgangenen Ver¬
dienst zu entschädige « . Vorherige Aussprache Einzelner durch
Zwang verhindern .

Das genannte Blatt nennt diese Anweisungen einen voll¬
ständigen KrirgSplan , um den Städten die Lebensmittelzu -
fuhr abzuschneiden und dadurch die Regierung zu zwingen,
die zur Erfüllung des Ultimatums notwendigen , den Groß¬
agrariern mißliebigen Steuerpläne aufzugeben , und fordert
die Bevölkerung der Stadt und! Land sowohl wie die Reichs¬
regierung zu den entsprechenden Schlußfolgerungen auf .

Line Mahnung an die Landwirte .
Das Verständnis für die Notwendigkeit, die für das Wirt -

schastsjahr 1931/W auferlegte Getreideumlage nach besten
jftäften zu erfüllen, findet in der Landwtirschaft dank dem
Wirklichkeitssinn eines großen Teiles der Landwirte immer
mehr Verbreitung . Die Ablieferungen für die Umlägen wei¬
sen daher, wie das W -T .-B . vom Reichsernährungsministerium
hört, in vielen Gebieten erfreuliche Ergebnisse auf . In andern
Gebieten kommt dagegen die Ablieferung nur langsam ,n
Gang . Es kann daher nicht genug betont werden , wie sebr es
gerade im Interesse der Landwirte selbst liegt , ihre Umlage so
schnell als möglich zu erfüllen , da sie dann für den Rest des
Wirtschaftsjahres in der Verfügung über den übrigen Dr,l
ihrer Ernte völlig frei sind. Mach dem Gesetz über dl« Rege¬
lung des Verkehrs mit Getreide vom 21 . Juni fallen mit der
Erfüllung der Umlage für den Landwirt mit Ausnahme des
Verfütterungsverbots für Brotgetreide alle Beschränkungen in
seiner Wirtschaftsführung mit Getreide fort . Es sollte daher
jeder Landwirt sich nicht durch die hohen, ungesunden Preise
für Weizen auf dem freien Markt verleiten lassen , etwa zuviel
Getreide auf den Markt zu werfen und dadurch die Möglichkeit ,
seine Umlage zu erfülle» , gefährden . Die Haftung , dre ihn
in diesem Falle trifft und die nach dem Gesetz unnachsichtlich
in Anspruch genommen wird , dürfte nicht nur für ihn alle
jetzt auf dem freien Markt erzielten Gewinne verschlingen,
sondern darüber hinaus einen erheblichen Verlust bedeuten.
Nach dem Gesetz hat nämlich der Landwirt , wenn er die Um¬
lage nicht erfüllt , den Unterschied zwischen dem Umlagepreis
für Weizen und dem Preis für ausländischen Weizen zuzüglich
eines Zuschlags vo«! einem Vierter dieses Unterschiedes als
Haftsumme zu zahlen. Abgesehen von dem eigenen Interesse
ist es auch vaterländische Pflicht der Landwirtschaft , das Reich
durch Mlieferung des einheimischen Getreides vor der Not¬
wendigkeit zu bewahren, aus dem Auslande noch mehr Ge¬
treide einzuführen und hierfür noch mehr fremde Zahlungs -
mittel zu beschaffen .

Lngland und Irland .
In London ist der Text der Verhandlungen zwischen der

britischen Regierung und Irland veröffentlicht worden . Er
zeigt, daß die Regierung Irland den Malus der britischen
uberseedomsnions anbietet mit vollständiger Autonomie in der
Besteuerung , den Staatsfiuanzen und der Verteidigung deS
Innern deS Landes. Das Anerbieten ist aber an eine Reihe
von Bedingungen geknüpft, unter denen zu erwähnen ist , daß
die britischen Truppen das Meer zu kontrollieren haben , und
daß Irland im Verhältnis zu den Kosten des britischen Heeres ,
der Flotte , des Krieges und der Pensionen beitragen müsse .
De Balera sagt in seiner Erwiderung vom 10 . August, daß das
Sinnseiner -Parlament die britischen Vorschläge nicht anneh¬
men könne und das irische Volk sie nicht annehmen würde,
da sie sich widersprächen . Die Vorschläge erkennen Irlands
Recht auf Selbstbestimmung an , machen aber die Grundsätze
unwirksam durch die darauf folgenden Festsetzungen, die- eine
unzulässige Einmischung in irische Angelegenheiten bedeuten .
Die Antwort wiederholt, daß das irische Recht , für sich selbst
zu wählen, als unantastbar angenommen werden müßte . Ir¬
land sei gleich den kleinen Staaten Europas bereit , seine Un¬
abhängigkeit auf der Grundlage seines moralischen Rechts zu
wahren. Lloyd George antwortete auf diese Erwiderung De
Valeras am 13. August. Er erklärte , die britische Regierung
könne ein Recht Irlands , sich vom britischen Reiche zu trennen ,
nicht anerkennen . Auf das nördliche Irland könne- kein
Zwang ausgeübt werden. Die geographische Lage mache . Ir¬
land zu einem unteilbaren Teile des britischen Reiches. Lloyd
George fordert De Valera von neuem auf , die Vorschläge der
britischen Regierung in Erwägung zu ziehen.

i * Verbot der bayerischen TtaatSzeituug . Die . Bayerische
StaatszeitunxL ist i« der Pfelz wogen eines Artikels „Der
Wirtschaftstost der Pfalz " verböte» worden.

* Die Fordarungen brr Beamten . Nachdem die Verhand¬
lungen der Spitzenorganisationen der Beamtengewerkschaft
mit dem Deutschen Weamtenbund über die neuen Forderun¬
gen der Beamten am Freitag zu keiner Einigung geführt
haben , »vollen jetzt die drei Verbände ohne Beteiligung des
Deutschen Beamtenbundes der Regierung ihre Forderungen
überreichen . Man verlangt eine Erhöhung der Teuerungs -
zulagen um j« 3600 M . für alle Beamten und für die Arbei¬
ter eine Erhöhung des Stundenlohnes um 1HO M . Die Zu¬
lage von 3600» M7 soll als penifionsberechtigt anerkannt wer¬
den. Der deutsche Weamtenhund hat für Montag eine Sitzung
seiner BundesvuSschüsse einberufen , in der darüber beschlos¬
sen werben soll, ob der Bund auch seinerseits selbständig
bei der Regieoung Vorgehen soll.

* Bauderkp in Berlin . Wie die .B . Z . a . M .
" meldet , ist

Der Präsident der First Nationalbank of Newyook , Vanderlip ,
mit seiner Familie in Berlin eingetrosfen . Er empfing
gestern den Besuch des ihm befreundeten Wiederaufbau¬
ministers RatHenau und hatte «ine längere Besprechung mit
ihm.

* Amjevsta und Deutschland. Wie ,Mobe " aus Washing¬
ton -meldet, verlautet dort , daß der Friedensvertrag nnt
Deutschland s» gut wie frrtiggestellt ist und in Kürze ver -
öffentlicht weiten soll .

WsdLscke Übersicht.
Iknrze Nachrichten aus Kaden .

Verkehrssperye.
Die Annghmesperr« für Eil - und Frachtgutwagenladungen

nach Salzburg Ort ist aufgehoben.

DT . Mstnnhasm, 18. Aug . Im Wallhause fand gestern
Nachmittag eine von über 2000 Eisenbahnern besuchte Kund¬
gebung für den Acht -Etundentag und die materielle Besser¬
stellung statt . Das Vorstandsmitglied des Deutschen Eisen¬
bahn erverbandrs , Lokomotivführer Schowalter -München , er¬
stattete ein längeres Referat . Nach lebhafter Diskussion
wurde einstimmig eine Entschließung gefaßt, die schärfsten
Protest erhebt, gegen die vom Reichsverkehrsministerium ge¬
plante Durchbrechung der 'Achtstundendienstzeit des Eisen¬
hahnpersonals . Es wird die sofortige Außerkraftsetzung der
vom Reichskabrnett bereits beschlossenen Richtlinien verlangt .
Der Vorstand Les DEL ? , erhielt den Auftrag , mit allen ver¬
fügbaren Mitteln dafür einzutreten , daß der deutsche Reichs¬
tag gesetzliche Sicherungen gegen jede Überschreitung 8er acht¬
stündigen Arbeitszeit trifft . In einer zweiten Entschließung ,
die gleichfalls einmütig gut geheißen wurde , wird angesichts
her erneut steigenden Kosten des Lebensunterhaltes die Er¬
höhung der Teuerungszuschläge für Arbeiter und Beamte ge¬
fordert und diese Forderung zahlenmäßig dargelegt . Auch
oie Diätare , Pensionäre , Witwen und Waisen sollen ent¬
sprechende Berücksichtigung finden . Die Versammlung
brachte schließluh gegen eine kleinere MiMerheit den Wunsch
zum Ausdruck nach Wiederherstellung der Einheitsfront .

DT . Mannheim , 14. Aug. Die Verhandlungen in her
Mannheimer Metallindustrie haben zum Abschluß eines
«ihnen Tarifvertrages geführt .

DT . Ketsch (bei Schwetzingen) , 13. Aug . Der hiesige
Bäckermeister Volz ist gestern von der Schwetzinger Gen¬
darmerie unter dem Verdacht eines Einbruches in (dien
Schwetzinger Gemeindeverband und einige Einbruchsversuche
unternommen zu haben , verhaftet worden . Bei dem geglück¬
ten Einbruch waren s. Zt . zahlreiche Bogen aufgeklÄter ,
von den Bäckern bereits abgelieferte Brotmarken gestohlen
'worden . Gestern lieferte der Verhaftete mit seiner üblichen
MonatSberechrmng eine Anzahl Wogen der gestohlenen Mar¬
ken ab, da diesmal die Brotmarken zufällig dieselbe Farbe
hatten wie die Gestohlenen . Von dem Beamten wurde dies
jedoch bemerkt, so daß die Gendarmerie zur Verhaftung
schritt. Volz, bei dem ein in die Einsatzstellen des neuesten
Einbruchsversurys passender Meisel gefunden wurde , gestand
der Gendarmerie den Wrokartenraub ein.

VT . Pforzhehm, 14 . Aug. Durch den Streik ftsrr städtischen
Arbeiter , der gestern früh begonnen hat , ist die Versorgung
der Stadt mit elektrischem Strom unterbrochen . Das Gas -
und das Wasserwerk zehrt nur noch von den vorhandenen
Vorräten .

VT . Bühl , 13 . Aug . Ilm sich über den Marktpreis der
Zwetschgen einig zu werden , haben sich laut „Acher- und
Wühler Bote " «m Mittwoch nachmittag die beteiligten Kreise
auf dem Bezirksamt zu einer von der badischen Regierung
veranlaßten Sitzung zusammengefunden . Über die Obstaus¬
fuhr nach der Schweiz wurde bemerkt, daß die Ausfuhr von
1K 000 Zentnern nach der Schweiz durch den Vorschubverein
erfolgte , dem es dadurch ermöglicht wird, an der durch die
Wiehlieserung im Krieg entstandenen Balutaschuld abzu¬
tragen . Die Ausfuhr nach der Schweiz habe keineswegs den
Zwetschgenmarkt und den Preis beeinflußt . Im letzten Jahre
schon seien es 334 000 Zentner gewesen, die von Bühl zum
allgemeinen Wersand kamen, die Obstgroßhändler anerkann¬
ten auch an , daß die 16000 nach der Schweiz gelieferten Zentner
keine Einbuße für den Großhandel darstellen können . Be¬
rechtigte Klage; wurde über das Loch im Westen geführt , wo¬
hin viel Obst wandere .

DT . Sunthausen , 12. Aug. Wie dem ,-Donaueschinger
Tageblatt " anittzeteilt wird , haben die BrwnUgeschädigten i«
Sunthstufru auf die im Amtsbezirk Neustadt gesammelten
Hilfsgelder imr Betrage von 17000,M . verzichtet und sie von
vom Wrandunalück noch härter betroffenen Familien der
Gemeinde Lösstngen zukommrn tasten.

DT . Frerburg , 13. Aug. In den von der Schauspielerin
Frau Anna Gbrling geleiteten Catsino-Kammerspielen sollte
eine Aufführung des bekannten Schnitzlerschen Stückes „Der
Reigen " aufgehührt werden . Es sollte eine geschlossene Vor¬
führung stattfindeu , wofür schon nennenswerte Beträge ge¬
zeichnet warem Wie nun bekannt wird , hat das Bezirksamt
diese Aufführung verboten.

. aus literarischem Gebiet hat sich Geh . Oberregierungsrai !
kvittmann in vielseitiger Weise betätigt . Er hat in zahlrei¬
chen Veröffentlichungen nicht nur feine sozialpolitische Aue
schauung niedergelegt , sondern auch dichterisch!Wertvolles her«
vorgebracht .

Aus der Stadtratssihung vom 11. August.
Ergänzung des BürgerausschuffeS. Fräulein Marie Birke

Hofer hat wegen Wegzugs von hier ihr Amt als Stadtverordg
nete niedergelegt . Der Stadtrat erkennt im Hinblick auf tz st
Abs . 3, Ziff . 2 . der St .O. die Amtsniederlegung als zu Rechh,
erfolgt an . An ihre Stelle tritt nach den gesetzlichen Bestin«
mungen als nächster der gleichen Wahlvorschlagsliste angez
hörender Bewerber der Zentrumspartei Schlosser Adolf Meser »
Er ist darnach zum Stadtverordneten mit Amtsdauer bist
zu den nächsten Erneuerungswahlen (November 1922 ) gewählt«

Förderung deS Wohnungsbaus . Es wird vorbehaltlich deq
Zustimmung des Bürgerausschusses beschlossen, die zur Durch-,
führung des II . Wohnungsbauprogramms 1921 im StadtteiU
Daxlanden notwendigen Grundstücke (insgesamt 5118 qm ) zunI
Gesamtpreis von 46 206 M . anzukaufen.

BrotprriSerhöhung . Infolge Erhöhung der Mehlpreise unds
Neufestsetzung der Zuschläge für die Bäckereien usw. tritt mi- ,
Wirkung vom 16. August ab eine Neuregelung (Erhöhung ^

'
der Brotpreise in Kraft . Wegen des Näheren wird eine öffent«
liche Bekanntmachung erlassen. c

Beamtenbeleidigung . Wegen Beleidigung, Bedrohung unst
Mißhandlung von städt. Beamten und Angestellten in Aus»
Übung ihres Dienstes wird gegen zwei Weichenwärter uichj
zwei Hilfsarbeiter Strafantrag bei der Staatsanwaltschaft
gestellt.

Reue Badanstalt . Dem Schwimmverein Karlsruhe wird zust
Einrichtung und zum Betriebe eines Schwimm-, Luft - unst
Sonnenbades das Gelände der ehemaligen Militärschwimma
schule an der Alb beim Kühlen Krug in einem Flächenmaß vo«K

'
etwa 10100 cjm vorläufig auf die Dauer von 6 Jahren unteH
gewissen Bedingungen überlassen.

Karlsruher Herbstwoche 1S21.
Man schreibt uns : ^
Seit einigen Tagen hat die Propaganda für die Karls «

ruher Hervstwoche in großen« Maßstabe eingesetzt . Durchs
Plakate , durch Brief -, Film - und sonstige Reklame wird er!«
strebt , möglichst viele Fremde zur Karlsruher Herbstwochst
einzuladen . Für die verschiedenen Ausstellungen : die Kunst«
osusftjellungen, die Neidische Möbelschau, die Herhftunodeschqw
sind die Vorbereitungen schon weit gediehen, und eS ist zw
erwarten , daß diese Ausstellungen ein vorzügliches Gepräges
erhalten werden . Auch von seiten der Sportvereine : Turn -«
Rasensport - -„ ich Wafsersportvereine wird alles aufgebotent
werden , um interessante sportliche Leistungen zu bieten . Be «
sonderen « Interesse werden die nach langjähriger Pause wie«
der stattfindenden reit - und sahrsporttichen Beochnstnltunjtery
begegnen , denen sich der Schlacht -, Sjutzvieh-, Pferche- nutz
Ferkelmarkt und der Geflügelmarkt anschließen werden . Übest
die Veranstaltungen des Lustfahrtvereins , die auf den 11,
September borgelegt worden sind, wird noch näheres rnitge« ,
keilt werden .

Im Mittelpunkt des Interesses wird natürlich das Karls « l
ruher Musikfest stehen , dessen vornehmes , von höchstem künsh ,
lerischem Willen getragenes Programm den Namen Karls «
ruhes als iMusikstadt aufs Neue verkünden «wird.

Da in der Zeit der Karlsruher Herbsiwoche a.uch eine Reihst
von bedeutsamen Tagungen hier stattfinden , wird ohne Zwei«
fel die Karlsruher Hervstwoche — durch den geplanten !
Schaufenskeytzekorsati -ons -Wettbewerb wird auch das Strichen »
bild der Stadt eine reizvolle Gestaltung erfahren — ! ; e :«s
Bedeutung und die Teilnahme von nah und fern finden , dies ,
ihr angesichts deS von ihren Veranstaltern erstrebten hohen
Zieles gebührt .

Wadiscke Gemerndesckau.
DT . Achern , 12. iAua. Der Genrepcherat teilt mit, dahj

Professor Nohrer in Newhork und seine Schwester Maria !
Mühlbach in New-Jerseh der Stadtgemeinde 0000 M . füst
den Krtestergovüchtms-Älapellenfon/ds und für hiesige Ärmst
überwiesen haben . — Nach einem Beschluß des Gemeinderatsj
sollen die Frühzwetschgen in diesejm Jahre sticht verstMgcrH
werden . Sie sollen vielmehr an hiesige Einwohner zum!
Preise von 1 M . pro Pfund in Mengen von 25 bis 30 Pfund !
pro Familie abgegeben werden. Der Rest soll an hiesigst
Händler zum Taaesprcis verkauft werden.

DT . St . Blasien , 12. Aug . Die Stadt St . Blasien leidelj
ganz besonders unter der Wohnungsnot , da durch die Ver «
mietung von Zimmern an Kurgäste der vorhandene Woh«
nungsraum dem allgemeinen Wohnungsmaickte entzöge«»
wird . Die drei hiesigen Grotznnternehinungen haben bähest
zinslose Darlehen im Betrage von je 100000 M . zur Ver«.
fügung gestellt. Wie Bürgermeister Mutter in einer Ver «
sammlung mitteilte , sind auch Verhandlungen mit der badi¬
schen Regierung und der OberpoMrektion gepflogen wor¬
den, die günstige Aussichten eröffnen . Zur Gründung ' eineSl
Waufonds solle der «Jntereffentenbeitrag von 0,50 M . auf
eine Mark erhöht werden . Auch die Hausbesitzer sollen mit
Beiträgen herangezogen werden, vor allem diejenigen Ein «
wohner , die Zimmer vermieten . Auf dem jetzigen Sport¬
plätze soll zunächst ein Wohnhaüs mit sechs Wohnungen zw
je vier Zimmern errichtet werden.

DT . Ätqjdolfzell , 13. Aug. Eine RsachtvstgSvorlage betrifft
den Bau von drei weiteren Wohnhäusern durch die Stadt
Radolfzell . Es sollen erstellt werden ein Doppelwohnhaus !
und zwei Reihenhäuser . Laut Wolkswille erfordert der Bar »
den Gesamtbetrag von 896 000 M . Nach den Abzügen bleibt
ein ungedeckter Bauaufwand von 500 510 M., der sich durch
Kanalisation - und Straßenbaukosten auf 796 767 M . erhöht.-
Unter gewissen Bedingungen will der Gemeinderat den»
Verlangen des badischen Staates , von den HLuszrn eines dest
Gendarmerie zur Verfügung zu stellen , Nachkommen .

Brurze polit. Nachrichten.
* Die Leiplzigjer KrtegSprvzesse . Laut T .-U. ist zwischen

»er englischen und der deutschen Regierung ein Üheuein-
wmuien erzielt Worten , dahingehend , daß die Leipziger
Kriegsbeschuldigtenprozesse vorläufig keine Fortsetzung fin¬
den sollen . In diesem Jahre soll überhaupt kein Pvozeß
ü' ehr vor dem Leipziger Reichsgericht zu Verhandlung
kommen .

* Ei« bayerische Besch-westbe gegen den Getyeßhsauftyuf.
Der bayerische Ministerpräsident richtete an den Reichskanz¬
ler ein Telegramm , in dem er unter Hinweis darauf, , daß
«er Getreideaufkauf in Bayern infolge der Preistreiberei , und
Ar unbeschränkten Ausfuhr Formen angenommen habe, die
Acht nur die Wrotversorgung , sondern auch die öffentliche
^ chrrheit gefährden, dringend ! Abhilfen : aßnalhmen ver-

Aus der Landeshauptstadt .
Geh. Oberregieruugsrut Dr . Bittmann ,

der frühere Avrstand des Badischen Gewerbeaufsichtsamtes ,
feiert heute imseinem Wohnort Areiburg seinen 70. Geburts .
tag . Der JuLlar hat sich in langjähriger Tätigkeit hervor¬
ragende Verdienste um das Wirtschaftsleben unseres Landes
erworben . Var seinem Eintritt in den Staatsdienst hatte
Dr . Bittmann : als Direktor verschiedener großer Zucker¬
fabriken in den 80er und 00er Jahren des vorigen Jahr¬
hunderts auf wissenschaftlichem , technischem und volkswirt¬
schaftlichem Gebiet tatkräftig an dem Aufschwung einer der
bedeutendsten deutschen Industrien mitgewirkt . Im Jahre
1895 begann seine Arbeit als Staatsbeamter und zwar zu¬
erst als Chef der GewerbeauMcht des Regierungsbezirks
Trier ; von 1908 bis zum Kriege wirkte er an der Spitze des
badischen Geiwerbeaussichtsamts mit großem Erfolg . Auch

Literarische Neuerscheinungen .
Handbuch deS guten Tones und der feinen Sitte von Kon- ,

stanze von Franken . 40., verbesserte Auflage, (bisherige Auf« ,
läge 215 000 ) 304 Seiten . Preis vornehm gebunden 11 M . I
(einschl . aller Zuschläge). Max Heffes Verlag, Berlin IV. 18, j
— Guter Ton und einwmtdfreies Benehmen sind gerade ii» ,
unserer Zeit erstrebenswerter denn je . Von all den zahl« '

reichen Büchern der gleichen Art ist uns keines bekannt, daS. >
so viele Vorzüge in sich vereinigt wie gerade dieses. Es ist!
geschmackvoll und vornehm ausgestattet, behandelt seinen Stoff
mustergültig und erschöpfend und ist äußerst billig. Nichts!
von blutleeren , steifen Förmlichkeiten, überall geht Verfeine¬
rung der äußeren Formen mit innerer Veredlung, stets Höf¬
lichkeit mit Herzlichkeit Hand in Hand. Selbst der Erwach¬
sene, der gesellschaftlich Feingebildete wird vieles aus dem
Buche lernen . Kein Alter, kein Stand , kein» Lebenslage ifh
»nberückstchtigt gelassen .
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>. KttMl SMKiSlttit .
N-5S7 . BMngen. über

das Vermögen der Firma
Hang «. Wößner, Fc ^on-
dreherei und Metallwaren ,
offene Handelsgesellschaft
ist St . Georgen i . Schw.,
Wurde heute am 11 . August
1S2I , nachmittags ' /,5 Uhr,das Konkursverfahren er¬
öffnet, da die persönlich
haftenden Gesellschafter die
Zahlungsunfähigkeit glaub¬
haft gemacht und die Er¬
öffnung des Konkursver¬
fahrens beantragt haben.

Rechtsanwalt Heilmann
in Villingen wurde zum
Konkursverwalter ernannt .

Konkursforderungen sind
bis zum 12. September 1921
bei dem (Eichte anzu¬
melden.

Es wurde Termin anbe¬
raumt vor dem diesseitigen
Gerichte, zur Beschlußfas¬
sung über die Beibehaltung
des ernannten oder die
Wahl eines andern Ver¬
walters , sowie über die Be¬
stellung eines Gläubiger ,
ausschusses und eintreten¬
den Falls über die in § 132
der Konkursordnung be-
zeichnetenGegenstände, auf :
Montag, de« 29. August 1921 ,

vormittags 11 Uhr ,
und zur Prüfung der an¬
gemeldeten Forderungen
auf :
Dienstag, de« 27 Sptbr . 1921

vormittags 11 Uhr .

Allen Personen , welche
eine zur Konkursmasse ge¬
hörige Sache in Besitz haben
oder zur Konkursmasse et¬
was schuldig sind , wird auf¬
gegeben, nichts an die Ge-
meinschuldnerin zu verab¬
folgen oder zu leisten, auch
die Verpflichtung auferlegt ,von dem Besitze der Sache
und von den Forderungen ,
für welche sie aus der Sache
abgesonderte Befriedigung
in Anspruch nehmen, dem
Konkursverwalter bis zum
12 . September 1921 Anzeige
zu machen .
Villingen, 11 . August 1921 .

GerichtSschreiberri des
Bad . Amtsgerichts.

U .596 . BtUiugen. über
den Nachlaß des am 29.
Mai 1921 zu Villingen der
storbenenundzuletztdaselbst
wohnhaften Uhrmachers
Ferdinand Pfundstein wurde
heute am II . August 1921 ,
nachmittags 4'/, Uhr. das
Konkursverfahren eröffnet,da der Erbe die Überschul¬
dung des Nachlasses durch
Vorlage des Nachlaßver-
zeichnisses dargelegt und
die Eröffnung des Kon¬
kursverfahrens über den
Nachlaß beantragt hat .

Rechtsanwalt Heilmann
in Villingen wurde zum
Konkursverwalter ernannt .

Konkursforderungen sind
bis zum 12 . September
1921 bei dem Gerichte an¬
zumelden.

Es wurde Termin an¬
beraumt vor dem diesseiti¬

Fortsetzung veS Zentral -Handels-Registers.gen Berichte zur Beschluß¬
fassung über die Beibehal¬
tung des ernannten oder
die Wahl eines anderen
Verwalter - , sowie über
die Bestellung eines Gläu -
bigerauSschusses und ein¬
tretenden Falls über die
in 8 IW der KonkurSord-
nunq bezeichneten Gegen¬
stände auf
Mvntnz 2». « >M»st 1921 ,

»ormittogs 19 Uhr ,
und zur Prüfung der ange-
meldeten Forderungen auf
Dienstag, 27.Sq »tember1S21 ,

vormittags 19 Uhr .
Men Personen , welche

eine zur Konkursmasse
gehörige Sache in Besitz
haben oder zur Konkurs¬
masse etwa- schuldig find,
wird aufgegeben, nichts an
Iden Gemeinschuldner zu
verabfolgen oder zu lei¬
sten , auch die Verpflich¬
tung auferlegt , von dem
Besitze der Sache und von
den Forderungen , für
welche sie aus der Sache
abgesonderte Befriedigung
in Anspruch nehmen , dem
Konkursverwalter bis zum
12 . September 1921 An¬
zeige zu machen.

Villingen , 11 . Aug . 1921 .
Gerichtsschreiberei

des Bad . Amtsgerichts .
.598 . Waldshut.
ber den Nachlaß des

am 6 . März 1921 in Ober-
lauchringen verstorbenen,
zuletzt dort wohnhaft ge¬
wesenen Steiuhauers Karl
Ringgeler wird heute am
11 August 1921 , mittags 5
Uhr, das Konkursverfahren
eröffnet, da der Nachlaß¬
verwalter RatschreiberAlois
Maier in Oberlauchringen
den Antrag auf Eröffnung
des Konkursverfahrens ge-
stellt hat , die Erben nichts
dagegen einzuwenden haben
und die Überschuldung des
Nachlasses gegeben ist .

Der Ratschreiber Alois
Maier in Oberlauchringen
wird zum Konkursverwalter
ernannt .

Konkurs forderungen sind
bis zum 2. September 1921
bei dem Gerichte anzu¬
melden.

Es wird zur Beschluß-
fassuna über die Beibehal¬
tung des ernannten oder
die Wahl eines anderen
Verwalters , sowie über die
Bestellung eines Gläubiger¬
ausschusses u . eintretenden
Falls über die im 8 132
der Konkursordnung be¬
zeichneten Gegenstände,
ferner zur Prüfung der an¬
gemeldeten Forderungen
auf Samstag , den 19 . Sep¬
tember 1921 , vormittags 9
Uhr , vor dem diesseitigen
Gerichte, Zimmer Nr . 12
Termin anberaumt .

Allen Personen , welche
eine zur Konkursmasse ge¬
hörige Sache in Besitz
haben oder zur Konkurs¬
masse etwas schuldig sind,wird aufgegeben, nichts an
die Erben zu verabfolgen
oder zu leisten, auch die
Verpflichtung auferlegt , von
dem Besitze der Sache und
von den Forderungen , für
welche sie aus der Sache
abgesonderte Befriedigung
in Anspruch nehmen , dem
Konkursverwalter bis zum
2- September 1921 Anzeige
zu machen .

Waldshut , 11 . Aug. 1921 .
Der Gerichtsschreiber des

bad . Amtsgerichts .

VerUBekallntMungen
Herstellung der Entwässe-

rungsanlage für den Zoll¬
bahnhof Ncuenbnrg a- Rhein .
Gemäß Finanzministerial -
verordnung vom 3 . Januar
1907 sind die Erd-, Schacht ,
und Zementrohrverlegungs¬
arbeiten zu vergeben. Zeich-
nungen und Verdingungs -
unterlagen sind einzuseben
auf der Kanzlei der Bahn¬
bauinspektion 2 Freiburg ,
Waldkircherstraße 12, Gü¬
teramtsgebäude II . Stock ;
daselbst Abgabe der Ange¬
botsbogen . Kein Versand
nach auswärts . Angebote
sind verschlossen, mit ent-
sprechender Aufschrift und
postfrei bis 24. August 1W1
»ormittogs II Uhr , bei
unseinzureichen . Zuschlags¬
frist 3 Wochen . D.569.2.1
Freiburg , 11 . August 1921 .

Bahnbauixspektion 2.
Hochbauarbeiteu, Lager-

schuppen im Gerätemaga¬
zin hier, nach Ainanzmini -

sterialverordnung vom 3 .
Januar 1907 öffentlich zu
vergeben : Grab -, u . Beton¬
arbeiten, Zimmer-, Blech¬
ner- , Dachdecker-,Schreiner-,Glaser-, Schlosser - und An-
streicherarbeiten. Zeichnun¬
gen, Bedingnisheft und Ar¬
beitsbeschriebe liegen in den
Geschäftsräumen der Hoch¬
baubahnmeisterei III Karls¬
ruhe, Kriegsstraße Nr. 3
III . Stock , zur Einsicht auf ,dort auch Abgabe der Vor¬
drucke. Die Angebote sind
verschlossen, postfrei und
entsprechender Aufschrift
längstens bis Dienstag, de«
39. August 1921 , vormittags
11 Uhr, an die Bahnbau¬
inspektion I Karlsruhe neu¬
er Bahnhof einzureichen.
Zuschlagsfrist 4 Wochen .
Karlsruhe , 12 . Aug. 1921 .

Bahnbauiuspektio» 1 .
Alte Oberbau - uud Werk¬

stätten»!aterialien öffentlich
zu verkaufen : Schienen,
Schwellen, Kleineisenzeug,
Auslenkungen Zentralwei -
chenmaterial, Drehscheiben,
Schiebebühnen, Kernschrot.
Hohlschrot, Bleche, Radrei -
fen, Spiral , und Blattfe¬dern, Bremsklötze , Rost-
stäbe u . a . Angebotsbogen
gegen Einsendung von M.
4.50 in Briefmarken bei
uns erhältlich. Angebote
sind spätestens bis Montag,
den 29. August 1921 , uach-
mittags 8 Uhr, bei uns ein¬
zureichen . Zuschlagsfrist 3
Wochen . U.510 .2 .1
Karlsruhe , 6. August 1921 .

Materialamt der
Eisenbahn - Geueraldirektion .

Baumeisterstraße 1 .
Zur Erstellung eines

Wärterhauses bei Station
Haueneberstein haben wir
nach Finanzministerialver -
ordnung vom 3 . Januar
1907 zu vergeben: Schrei¬
nerarbeiten (bell . 106 qintannene Riemenböden, 12
Zimmertüren rc.) . Pläne
und Bedingnisheft liegen
auf unserm Hochbaubüro
im II . Stock des neuen
Aufnahmegebäudes Karls¬
ruhe zur Einsicht auf , wo -
selbst Angebotsvordrucke
vonpersönlicherscheinenden
Bewerbern in Empfang
genommen werden können.
Die Zusendung von An¬
geboten nach auswärts
findet nicht statt . Die An¬
gebote find verschlossen u.
postfrei mit der Aufschrift
„ Schreinerarbeiten zum
Wärterhaus Haueneber,
stein " versehen , spätestensbis Samstag , den 29. An-
gnst d. I ., vormittags11 Uhr,bei uns einzureichen. Zu -
schlagsfrist4Wochen. D500 -1
Karlsruhe , 6. August 1921 .

2.

Wischch-Mauf.
Das Forstamt Geugenbach

verkauft freihändig aus den
domänenärarischen Moos¬
waldungen 267 Ster Papier¬
holz I - Kl. und 645 Ster II .bis III . Kl., entrindet .
(40 °/« Fichte . 60 °/„ Tan .).

Angebote ans Forstamt
bis Samstag » deu 27 . August
d. I . erbeten. U .595

Meills -ReMkk.
Ettlingen . J .428.

Im Vereinsregister O .-Z.
21 wurde eingetragen :
I . Sportverein Mörsch in
Mörsch .

Ettlingen , 29. Juli 1921 .
_ Amtsgericht I.
Gernsbach . U .496

Zu O .-Z . 18 des Vereins -
registers wurde eingetragen :
Turnverein An i. M.

Gernsbach, 4 . Aug. 1921 .
Bad. Amtsgericht.

Konstanz. D.497
Vereinsregister - Eintrag

Band I O --Z.56 : Arztc-
verein Konstanz in Konstanz.

Vereinsregister - Eintrag
Band I O .-Z . 57 : Mittel-
ftaudsvereiuigung Konstanz in
Konstanz.

Konstanz, 3. Aug. 1921 .
Bad . Amtsgericht I,

Mannheim . U.498
Zum Vereinsregister Bt>.

VIII O .-Z .68 wurde heute
eingetragen :

»Landesverband badischer
Mirtervereinein Mannheim ."

Mannheim , 4. Aug. 1921 .
Büd. Amtsgericht B. G . 4.

Pforzheim . A .429 .
Vereinsregister - Eintrag .

Verein des blaue« Kreuzes
in Pforzheim .

Amtsgericht Pforzheim . >

Überlingen . y 471 .
Zum Handelsregister Abt.

R Band I wurde unter
O .-Z . 19 eingetragen die
Firma »Badische Elektrizi -
tiitsgeseklschaftmit beschränkter
Haftung, Lenz L Cie." ; Unter-
Mdingen . Gegenstand des
Unternehmens ist :

s ) die Übernahme des
Baues von Elektrizitäts -
werkenjeder Art und Größe ,
Erstellung von Hoch- und
Niederspannungsleitungen ,
sowie von Transforma¬
torenstationen und von In¬
stallationen , von Kraft - und
Lichtanlagen ;

d ) der Handel mit elektro¬
technischen Erzeugnissen
jcker Art ;

e) die Übernahme ander -
lveitiger Geschäfte, die un-
mittelbar oder mittelbar
dem genannten Gesell-
schastszwecke zu dienen ge¬
eignet sind, insbesondere
auch der Erwerb gleich-
actiger oder ähnlicherUnter-
nchmungen , die Beteili¬
gung an solchen in irgend
einer Form , sowie die Über¬
nahme von Vertretungen .

Stammkapital 20000 M.
Geschäftsführer sind : Fried¬
rich Streuff , Prokurist der
Württ . Elektrizitäts -Aktien¬
gesellschaft in Stuttgart ,Or . jur . August Lenz, Kauf¬
mann in Ravensburg , Jo¬
hannes Ricker, Notar a . D.
in Unteruhldingen .

Gesellschaftsvertrag vom
17. Juni 1921 . Jeder der
3 Geschäftsführer ist allein
zur Vertretung und Zeich¬
nung der Gesellschaft be¬
rechtigt.

Werden weitereGeschäfts-
sichrer bestellt, so wird bei
der Bestellung eines jeden
bestimmt, ob er allein oder
zusammen mit einem an¬
deren Geschäftsführer oder
einem Prokuristen zur Ver¬
tretung befugt ist. Die Be¬
kanntmachungen der Ge¬
sellschaft erfolgen durch die
. Karlsruher Zeitung ".

Überlingen, 28. Juli 1921 .
Bad . Amtsgericht.

Überlingen. U .518
Zum Handelsregister Abt.^ Band I wurde eingetra¬

gen : Das Erlöschen der
Firma Fridolin Nell in
Mimmenhausen (O .-Z. 60)
und

unter O .-Z . 266 als neue
Firma : Ego« Nell in Mim -
menhausen . Inhaber : Egon
Nell, Kaufmann daselbst.
(Kolonialwarengeschäst .)

Überlingen , 4. Aug. 1921 .
Der Gerichtsschreiber des

_ Amtsgerichts .
Überlingen. U .605

Zum Handelsregister
Abt. S Band I O .-Z . 10
— Rheinische Kreditbank ,
Niederlassung Überlingen —
wurde heute eingetragen :
Der Gesellschaftsvertrag ist
durch Beschlußder General¬
versammlung vom 28 . Juni
1921 geändert in Artikel 24
Abs . 1 u . 2 (Wahlzeit des
Aufsichtsrats ), 28 (Anstel¬
lung oder Entlassung von
Gesellschaftsbeamten und
Ernennung der Direktion
durch den Aufsichtsrat), 39
Abs . 3 Ziffer 1 (Reserve-
fonds ), 39 Abs . 3 Ziffer 4
erhielt einen Zusatz, nach
welchem die Reichsstempel¬
abgabe die Gefellschaftträgt ,
Abs . 4 erhielt einen Zusatz,
wonach über die außer -
ordentlichen Reserven nur
mit Genehmigung des Auf-
sichtsrats verfügt werden
kann, Artikel 40 ist ge¬
strichen , Artikel 41 wird
Artikel 40. Auf die ein-
gereichte Urkunde vom 28.
Juni 1921 wird Bezug
genommen.

Überlingen, 8. Aug. 1921 .
Bad. Amtsgericht .

Villingen. U .536
In das diess. Handels¬

register Abt. 8 wurde ein¬
getragen :

Zu O .-Z . 24 Firma Mes-
singwerk Schwarzwald G . « .
b. H . in Villingen : Max
Boxberger hier ist als Ge-
schäftsführer ausgeschieden;
Helmut Junghans in
Schramberg ist als weiterer
Geschäftsführer bestellt.
Zur Vertretung der Gesell,
scher ft sind nur beide Ge¬
schäftsführer gemeinsam
oder ein Geschäftsführer in
Gemeinschaft mit einem
Prokuristen befugt.

Zu O .-Z . 32 Firma Süd¬

deutsche Diskonto -Gesellschaft
Aktiengesellschaft Filiale Bil¬
lingen : Die Generalver¬
sammlung vom 25. Juni
1921 hat die Erhöhung
des Grundkapitals um
50000000 M . beschlossen.
Die Erhöhung ist erfolgt.
Das Grundkapital beträgt
jetzt 100000000 M . Der
Gesellschaftsvertragistdurch
Beschluß der Generalver¬
sammlung vom 25. Juni
1921 in den 8§ 4 (Grund¬
kapital) und 19 (Tantieme¬
steuer) geändert . Auf die
eingereichte Urkunde vom
25 . Juni 1921 wird Bezug
genommen. Das bisherige
stellvertretende Vorstands¬
mitglied Jakob Kottow
Mannheim ist alsVorstands -
mitglied bestellt . Dem Herrn
Julius Hirsch in Villingen
ist Prokura mit der Maß¬
gabe erteilt, daß er gemein-
sam mit einem Mitglied
des Vorstandes, einem stell-
vertretenden Mitgliede des
Vorstandes oder einem Pro¬
kuristenzur Vertretung und
Zeichnung der Gesellschaft
berechtigt ist . Die Prokura
des Julius Hirsch ist auf
den Geschäftskreis der
Filiale Villingen beschränkt.

Villingen, 8. Aug. 1921 .
_ Amtsgericht 1.
Bikliuge«. A.537

In das diess. Handelsre¬
gister Abt. -1 wurde einge¬
tragen :

Zu O .-Z . 301 Firma HanS
Hedsacker in Villingen : Dem
Kaufmann Max Hebsacker
hier ist Prokura erteilt ;

Zu O . -Z . 339 Firma
Michaels«, L Zucker in St .
Georgen : Die Gesellschaft
ist aufgelöst. Der bisherige
Gesellschafter Kaufmann
Christian Zucker in St . Ge¬
orgen ist alleiniger Inhaber
der Firma .

Villingen, 6 . Aug . 1921 .
_ Amtsgericht 1.
Billiugen . U .607

Zu O .-Z . 359 des Han¬
delsregisters Abt. ^ Firma
Schwarzwälder Lebensmittel -
Haus Erhard Grüneberg in
Villingen wurde heute ein¬
getragen : Die Firma ist
erloschen .
Villingen, II . August 1921-
_ Amtsgericht I.
Waldsbnt- Y.472.

Handelsregistereintrag
O .-Z. 331 Firma : „Maria
ZambAli " in Tiengen , In¬
haberin Maria Zambelli ,
ledig in Tiengen .
Waldshut , 2. August 1921 .

_ Amtsgericht I.
Waldshut. U .538 .

Handelsregistereintrag ^
O .-Z . 163 zu Firma „ Emil
Morath" in Waldshut In¬
haberin ist jetzt Luise Mo¬
rath , ledig in Waldshut .
Die Prokura desselben ist
erloschen .

Waldshut , 9. Aug. 1921 .
Amtsgericht 1.

Waldshnt. U .608
Handelsrcgistereinträge ^

O .-Z . 332 Firma ,H . Fried¬
rich Greiner" in Tiengen
Inhaber Johann Friedrich
Greiner, Buchdruckereibe¬
sitzer in Tiengen .

L O .-Z . 333 Firma Emil
Manrerin WutöschingenIn¬
haber Emil Maurer Kauf¬
mann in Wutöschingen.
Waldshut . 10. Aug . 1921 .' Amtsgericht I.
Wertheim . U.561

In das Handelsregister L
O .-Z . 5 RheinischeCrcdilbank
Niederlassung Wertheim ,
Zweigniederlassung der
Aktien -Gesellschaft Rheini¬
sche Creditbank in Mann¬
heim wurde eingetragen :
Der Gesellschaftsvertrag ist
durch Beschlußder General¬
versammlung vom 28. Juni
1921 geändert in Artikel 24
Absatz 1 und 2 (Wahlzeit
des Aufsichtsrats ) 28 (An¬
stellungoderEntlassung von
Gesellschaftsbeamten und
Ernennung der Direktion
durch den Aufsichtsrat ), 39
Absatz 3 Ziffer 1 (Reserve¬
fonds ), Artikel 39 Absatz 3
Ziffer 4 erhielt einen Zusatz,
nach welchem die Neichs -
stempelabgabe die Gesell¬
schaft trägt , Absatz 4 erhielt
einen Zusatz, wonach über
die außerordentlichen Re¬
serven nur mit Genehmig¬
ung des Aufsichtsrats ver¬
fügt werden kann, Artikel40
ist gestrichen , Artikel 41 wird
Artikel 40. Auf die einge¬

reichte Urkunde v. 28. Juni
1921 wirdBezug genommen.

Wertheim, 6. Aug. 1921 .Der Gerichtsschreiber des
_ Amtsgerichts.

SkMMftS . KMtt .
Freibnrg. U.587

In das Genoffenschafts,
register Band II O .-Z . 14,betr . Ein- «nd BerkmffSg»,
«vsseuschast der Südfrüchte -,
Obst- «nd Gemüsehändler v»n
Freibnrg, eingetragner Ge-
«vffenschast mit beschrä«ktrr
Haftpflicht, mit Sitz in Frei«
bürg, wurde eingetragen :

Die Ggjiossenschaft heißt
jetzt : „Egok" , Ein - und Ver»
kaufsgenossenschaft für Ge-
müse, Obst und Kolonial -
waren, Freiburg i. Br ., ein-
getrageneGenossenschaftmit
beschränkterHaftpflicht, mit
Sitz in Freiburg .

Freiburg , 2. Aua . 1921 .
_ Amtsgericht I .
Freibnrg. N.588

In das Genossenschafts¬
register Band I O .-Z . 25
wurde eingetragen :

Ein- «nd Berkanfsgenoffen-
sch astderSchrrinerinnungFrri -
lmrg , eingetragne Genossen¬
schaft mit beschränkter Haft¬
pflicht, mit Sitz in Freiburg
i.Br ., betr. : Josef Messer ist
aus dem Vorstand ausge¬
schieden, Kaufmann Wil¬
helm Wagner , Freiburg , ist
als Schrift - und Geschäfts¬
führer bestellt. - Durch die
Generalversammlung vom
22. Juli 1921 wurde das
Statut in § 24 bezüglich der
höchsten Zahl der Geschäfts¬
anteile und der Einzahlung
auf dieselben sowie in 8 5
durch Erhöhung des Ein-
trittsgeldes abgeändcrt . Die
höchste Zahl der Geschäfts¬
anteile ist jetzt auf fünf
festgesetzt.

Freiburg . 29 . Juli 1921 .
_ Amtsgericht 1.
Tauberbischofsheim . U .539

In das Genossenschafts¬
register Band II tourde heute
unter O .-Z . 47 eingetragen :
Mühlen -Bereinigung Mos¬
bach, Eingetragene Genossen¬
schaft mit beschränkter Haft¬
pflicht in Tauberbischofs-
heipr . Gegenstand des Un¬
ternehmens : Ein - und Ver¬
kauf sämtlicherzuni Müh¬
lenbetriebe erforderlichen
Produkte und Bedarfs¬
artikel, sotoie Förderung der
wirtschaftlichen Interessen
der Mitglieder mittels ge¬
meinschaftlichen Geschäfts-
betriebs .Haftsummc6000M .
Höchste Zahl der Geschäfts¬
anteile : 100 . Vorstandsmit¬
glieder sind : Gustav Hopf,
Direktor in Tauberbischofs¬
heim , Franz Müller , Müller
in Königshofen, Josef Höl¬
lerbach , Müller in Bretzin-
gen. Statut vom 14. Juli
1921 . Bekanntmachungen
erfolgen unter der Firma
mit der Unterschrift von
zwei Vorstandsmitgliedern
in derSüddeutschen Müller -
zeitung . Geschäftsjahr
1 . Juli bis 30 . Juni . Für
Willenserklärungen ist
Zeichnung der Firma mit
Unterschrift von zwei Vor¬
standsmitgliedern vorge-
schrieben .

Tauberbischofshcim,
den 5 . August 1921 .

Amtsgericht.
Wiesloch U.473 .

Im Genossenschaftsre-
gister Band l wurde unter
O .-Z . 40 Firma Ländlicher
Kreditverein Baiertal, einge¬
tragene Genossenschaftmit un¬
beschränkter Hapftpflicht , Sitz
in Baiertal eingetragen :
Durch Generalversamm¬
lungsbeschluß vom 8 . Juli
1921 wurde ein neues statut
beschlossen. Gegenstand des
Unternehmens ist Betrieb
einer Spar - nnd Darlehens¬
kasse zur Pflege des Geld-
und Kreditverkehrs sowie
zur Förderung des Spar¬
sinns . Bekanntmachungen
erfolgen unter der Firma
der Genossenschaft gezeich¬
net von zwei Vorstandsmit¬
gliedern im Landwirtschaft¬
lichen Wochenblatt. Willens -
erllärung und Zeichnung
für die Genossenschaft er¬
folgt durch zwei Vorstands¬
mitglieder, die Zeichnung
in der Weise, daß die
Zeichnenden zu der Firma
der Genossenschaft ihre
Namensunterschrift beifü¬
gen. >

Wiesloch , 29 . Juli >1921 .
Bad Amtsgericht .
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